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Volksentscheid über die Fürstenenteignung
am 20. Juni 1926

Nachdem der Besitz der Fürsten im Zuge der Revolution von 1918/19

beschlagnahmt worden war, verlangten die Fürsten auf Grundlage

der Weimarer Reichsverfassung (Art. 153 WRV), die den Schutz des

Privateigentums garantierte, Entschädigungen. Dies rief Proteste in der

durch die Inflation geschädigten Bevölkerung hervor. Die KPD nutze die

Stimmung, um durch ein erfolgreiches Volksbegehren (gemäß Art. 73

Abs. 3 WRV) im Frühjahr 1926 eine Abstimmung über eine Enteignung

der Fürsten zu erzwingen. Auch die Sozialdemokraten unterstützten

den Vorstoß. DNVP, DVP, BVP und die Zentrumspartei lehnten eine

Enteignung genauso wie die Kirchen ab und riefen dazu auf, nicht am

Volksentscheid teilzunehmen. Dieser fand am 20. Juni 1926 statt und

scheiterte an der zu geringen Anzahl abgegebener Stimmen: 15,6 der

40 Millionen Wahlberechtigten stimmten ab, davon wiederum 14,5 Mio

für die Enteignung. Für einen positiven Ausgang hätten über 50 % der

Wahlberechtigten abstimmen müssen (Art. 75 WRV).
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